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• die konsequente Umsetzung des am 25.06.21 vom Bundestag 
beschlossenen Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - 
Strafbarkeit des Betreibens krimineller Handlungsplattformen im 
Internet. 

• die Ausdehnung der Möglichkeit der Videovernehmung gemäß §§ 
255a Abs.2, 58a StPO auch auf weitere besonders schutzbedürftige 
Zeugen. 

• die intensive Fortbildung von Richtern im Einsatz der Videotechnik 
bei Vernehmungen und der Übertragung in die Hauptverhandlung 
sowie Bereitstellung bedienungsfreundlicher Technik. 

• die Verankerung eines Widerspruchsrechts des Zeugen gegen eine 
Videovernehmung.  

• die gesetzliche Flexibilisierung des Verfahrens bei der Video-
Simultanübertragung in die Hauptverhandlung. 

• die konsequente Umsetzung der Interims-Richtlinie, durch die die 
freiwillige Meldung von kinderpornographischen Inhalten wieder 
rechtssicher möglich ist. 

• die Gewährung von Leistung des Fonds Sexueller Missbrauch auch 
für Taten, die nach dem Inkrafttreten des StORMG im Juni 2013 
geschehen sind. Dies muss gelten, solange die Regelsysteme noch 
nicht die erforderlichen Leistungen erbringen. 

• mit Nachdruck im Bereich der Kinder und Jugendlichen die 
Umsetzung der ersten Forderung der „S2k – Leitlinie AWMF: 
Diagnostik und Behandlung von akuten Folgen psychischer 
Traumatisierung“. 

• die flächendeckende Einrichtung von Traumaambulanzen auch für 
Kinder und Jugendliche, um so den rechtmäßigen 
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Versorgungsanspruch auch außerhalb der Ballungszentren zu 
gewährleisten. 

• eine auf die Bedürfnisse von Betroffenen zugeschnittene 
transparente Aufbereitung aller Informationen hinsichtlich der 
Standorte, Ansprechpartner und Erreichbarkeit von OEG-
Traumaambulanzen für Kinder und Jugendliche durch die 
zuständigen Landesversorgungämter und die Kooperationspartner. 

• die Förderung der Informationsweitergabe über bestehende 
Rechtsansprüche und das Angebot der OEG-Traumaambulanzen im 
Gesundheitssystem. 

• Umsetzung des Rundschreibens des BMAS vom 12.02.2002, d.h. die 
Gewährung von Sozialer Entschädigung auch im Falle der 
Vernachlässigung von Kindern. 
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